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Es lohne sich, über eine verkehrliche Ent-
lastung zwischen Spreitenbach und Aarau
nachzudenken, sagt der Wettinger Ge-
meindeammann und Grossratspräsident
Markus Dieth zum Vorschlag von BDP-Na-
tionalrat Bernhard Guhl (az von gestern)
für eine Schnellstrasse von Wettingen via
Brugg und Wildegg bis Aarau Ost. Guhls
Idee sieht Dieth indessen als «Hüft-
schuss», als komplizierte und überaus
teure Lösung, mit der das Problem des
Durchgangsverkehrs nicht gelöst werde.
Dieth: «Für Verkehrsteilnehmer ist nicht
zentral, ob sie fünf Minuten schneller
sind. Sie wollen Sicherheit, wann sie an-
kommen. Die haben sie erst, wenn man
den Durchgangsverkehr rausnimmt.» Er
setzt auf das Projekt Ostaargauische Stras-
senentwicklung (Oase), das derzeit zwi-
schen dem Kanton und den betroffenen
Regionen erarbeitet wird. Dieth: «Das ist
der richtige Ansatz zur Lösung der Ziel-
Quellverkehrs-Problematik.»

«Statt die Landstrasse in Wettingen zu
unterkellern und weitere teure Tunnels
zu bauen, würden wir für den Transitver-
kehr besser eine Lösung suchen wie die
SBB», so Dieth. Die SBB haben für Rei-
sende von Zürich nach Bern den Heiters-
bergtunnel gebaut. Sie bedienen indes
weiterhin die Strecke Zürich–Baden–
Brugg–Aarau–Olten–Bern. «Wenn man
schon visionär denkt, dann aber richtig»,
so Dieth: Der Durchgangsverkehr könnte
zwischen Aarau und Spreitenbach paral-
lel zur heutigen A 1 über eine Art Parallel-
autobahn für Transitreisende geleitet
werden, nach dem Prinzip «Bündelung
der Kräfte».

Aarau setzt auf «Oase»
Das Departement Bau, Verkehr und

Umwelt (BVU) wird laut Sprecher Benno
Schmid noch in diesem Jahr zusammen
mit Vertretern der betroffenen Regional-
planungsverbände im Rahmen des Pro-
jekts Ostaargauische Strassenentwick-
lung (Oase) konkrete Lösungsvorschläge
präsentieren. Diese basieren auf den Zah-
len des Aargauer Verkehrsmodells und
berücksichtigen die kommenden Ent-
wicklungen. Während mit dem 6-Spur-
Ausbau der A1 zwischen Aarau-Ost und
der Verzweigung Birrfeld der Engpass für
den Durchgangsverkehr auf der National-
strasse behoben werden soll, sind laut
Schmid verschiedene Lösungen auf dem
Kantonsstrassennetz für den Ziel-/Quell-
verkehr in den Regionen Brugg, Baden
und Unteres Aaretal vorgesehen.

Der kantonale TCS-Präsident und
Neo-Nationalrat Thierry Burkart findet es
«erfreulich, dass die BDP ebenfalls den
Verkehr verflüssigen will». Guhls Vor-
schlag sei aber kaum realisierbar. Diese
Strecke führe zudem durchs Natur-
schutzgebiet des Wasserschlosses, es
brauche viel Kultur- und Siedlungsland.

Und es sei kaum bezahlbar. Burkart setzt
lieber auf den Ausbau bestehender Infra-
struktur, den 6-Spur-Ausbau der A 1 und
auf «Oase». Er will «zielführende Projekte
mit belegbarem, klarem Kosten-Nutzen-
Verhältnis». Auch gegenüber der Vision
von Markus Dieth ist er skeptisch. In fer-
ner Zukunft würde er im Bedarfsfall der-
einst eher das Autobahnnetz durch wei-
tere Linienführungen ergänzen.

Caflisch: «Rückfall, keine Vision»
Guhls Vorschlag sei ganz und gar kei-

ne Vision, «sondern ein Rückfall in die
Planungseuphorie der Sechzigerjahre
und ihren ungebremsten Wachstums-
glauben», entfährt es VCS-Präsident Jürg
Caflisch. Eine Vision sehe anders aus.
Immer neue Strassen lösten das Pro-
blem nicht. Als man den Bareggtunnel
ausbaute, hätten die Befürworter argu-
mentiert, die Mellingerstrasse in Baden
werde so wieder zur Quartierstrasse.
Caflisch: «Das ist in keiner Art eingetrof-
fen. Der Flaschenhals Baregg hat sich
einfach um einige Kilometer verscho-
ben. Wenn der nächste Flaschenhals
entschärft wird, verschiebt er sich wei-
ter und so fort. Am Schluss ist nichts ge-
wonnen, aber viel Geld verschwendet.»
Deshalb ist für Caflisch klar: Auch eine
Schnellstrasse ist keine Lösung, zumal
entlastete Strassen rasch neuen Verkehr
anzögen, der Entlastungseffekt verpuf-
fe. Eine echte Entlastung etwa bei einer
Untertunnelung der Landstrasse in Wet-
tingen gäbe es nur, wenn diese zur Fla-
nierzone werde.

Heute gehe es darum, «die Mobilität,
die uns über den Kopf wächst, zu mana-
gen». Man solle sich Gedanken zur För-
derung des öffentlichen und des nicht
motorisierten Verkehrs machen, etwa
zur zunehmenden Zahl von Elektro-
bikes: «Letztere brauchen vergleichs-
weise wenig Energie und wenig Platz.»

58 Prozent für die Vision
Guhls Vorschlag wird in Leserkom-

mentaren sehr kontrovers diskutiert.
In einer nicht repräsentativen Abstim-
mung, an der sich bis gestern Abend
auf azonline gegen 700 Leserinnen
und Leser beteiligt haben, sprechen
sich 58 Prozent für und 42 Prozent ge-
gen die Vision einer solchen Schnell-
strasse aus.

«Wenn visionär,
dann aber richtig»
Aargauer Schnellstrasse
Bernhard Guhls Vision kommt
in ersten Reaktionen nicht gut
an. Allerdings aus ganz unter-
schiedlichen Gründen.

VON MATHIAS KÜNG

Markus Dieth: Ostaargauische Strassen-
entwicklung ist der richtige Ansatz. SPI

Unterkünfte gesucht
Immer mehrAsylbewerber aus Afghanistan

Bis zu 200 Asylbewerber lebten zeitweise in der Bundesunterkunft im Truppenlager in Bremgarten – die Kaserne selber wird, wie die Anlagen in Aarau und Brugg, aber nicht zum Asylzentrum. EMANUEL FREUDIGE

egen der
steigenden
Flüchtlings-
zahlen for-
derte Regie-
rungsrätin
Susanne

Hochuli in der «Schweiz am Sonn-
tag», der Bund solle Militäranlagen
für die Asylbewerber öffnen. «Wenn
innert kurzer Zeit Tausende kom-
men, muss Platz in Kasernen geschaf-
fen werden», sagte Hochuli. Es dürfe
nicht so weit kommen, dass Kantone
und Gemeinden ihre Turnhallen öff-
nen müssten. Hochuli: «Das würde in
der Bevölkerung nicht verstanden
und zu Spannungen führen.»

Hans-Jürg Käser, Vorsteher der Jus-
tiz- und Polizeidirektorenkonferenz,
hatte in einem Interview mit Radio
SRF angeregt, Flüchtlingen aus Af-
ghanistan nur noch vorläufigen
Schutz und kein Asyl mehr zu gewäh-
ren. Für Hochuli ist das keine Lö-

W
sung: Auch wenn gewissen Asylsu-
chenden nur noch Schutz gewährt
und kein Asyl mehr erteilt würde,
müssten diese untergebracht wer-
den. «Schon heute haben wir viele
abgewiesene Asylsuchende. Denen
müssen wir ein Dach über dem Kopf
geben», sagte die Grünen-Politikerin.

306 Afghanen seit September
Laut der aktuellen Statistik des

Bundesamts für Migration sind die
Afghanen im dritten Quartal dieses
Jahres die zweitgrösste Flüchtlings-
gruppe in der Schweiz. Auch im Aar-
gau hat die Zahl der Asylbewerber
aus dem Land am Hindukusch deut-
lich zugenommen. «Derzeit befinden
sich 588 Afghanen in unseren Asyl-
strukturen», sagt Balz Bruder, Spre-
cher von Sozialdirektorin Hochuli. Er
ergänzt: «Allein seit Anfang Septem-
ber sind dem Kanton vom Bund 306
Afghanen zugewiesen worden.»

Für diese Menschen braucht es
Platz – doch mit dem Vorschlag, not-
fallmässig Flüchtlinge in Kasernen

unterzubringen, stösst Hochuli bei
SVP-Grossrat Clemens Hochreuter
auf Kritik. Der Sicherheitspolitiker ist
Hauptmann, ehemaliger Komman-
dant einer Flugabwehr-Batterie und
Revisor der Aargauer Offiziersgesell-
schaft. Hochreuter will von der grü-
nen Regierungsrätin wissen, welche
Kasernen belegt werden sollen.
Schliesslich sei Hochuli als Militärdi-
rektorin im Aargau für die Kasernen
zuständig. Hochreuter hält fest: «In
Aarau möchten Sie zusammen mit
den lokalen Linksparteien die zivile
Nutzung der Kaserne vorantreiben
und aktuell ist die Kaserne mit Mili-
tär gut belegt; in Brugg ist die Kaser-
ne ebenfalls mit Militärpersonal be-
legt, in Bremgarten wurde der freie
Teil der Kaserne bereits für eine Asyl-
unterkunft genutzt.»

Truppenlager statt Kaserne
Balz Bruder entgegnet auf Anfrage,

dem Departement Hochuli sei «aus
früheren Abklärungen bekannt, dass
die Kasernen im Aargau dafür nicht
infrage kommen». Dies ganz abgese-
hen davon, dass mit dem Truppen-
lager Bremgarten bereits eine militä-
rische Infrastruktur vom Bund für
Asylsuchende genutzt werde. Bruder
sagt, es gehe ganz grundsätzlich um
«die Prüfung der Frage, ob Kasernen
– in der ganzen Schweiz – für die tem-
poräre Unterbringung von Asylsu-
chenden in einem Notfall-Szenario
genutzt werden könnten».

«Der Kanton erwartet vom Bund,
dass er für jene Asylsuchenden, die
zunächst einmal in seine Zuständig-
keit fallen, entsprechende Unterbrin-
gungsinfrastrukturen bereitstellt»,
sagt Bruder. Eine Eventualplanung,
die auf Anlagen der Kantone zugrei-
fe, sei nicht zielführend. Schliesslich
sei der Aargau selber auf diese Unter-
künfte angewiesen – für jene Asylsu-
chenden, die ihm vom Bund zuge-
wiesenen werden.

Bruder hält ausdrücklich fest, es
gebe keine Pläne, die Kasernen in

Aarau, Bremgarten oder Brugg für
Flüchtlingen zu öffnen. Doch gibt es
weitere militärische Unterkünfte im
Aargau – keine Kasernen, sondern
kleinere Anlagen – die für Asylbewer-
ber geöffnet werden könnten? Bru-
der winkt ab: «Nach heutigem Stand
der Dinge ist dies nicht der Fall.» Und
wie sieht es mit dem Zeughaus Aarau
aus, das seit rund einem Jahr nicht
mehr in Betrieb ist und leer steht?
«Es gibt keine Überlegungen, dort
Asylsuchende unterzubringen», sagt
der Departementssprecher.

Planungen für Notfall laufen
Derweil hilft dem Kanton bei der

Unterbringung von Asylbewerbern
ein Stück weit auch das gute Wetter.
Die provisorischen Armeezelte bei
den drei Flüchtlingsunterkünften in
Aarau, Buchs und Villmergen sind
laut Balz Bruder weiter in Betrieb, sie
werden längstens bis Ende Novem-
ber genutzt. Um die steigende Zahl
von Flüchtlingen unterzubringen,

greift der Kanton darüber hinaus auf
die unterirdischen Notspitäler in Aar-
au, Baden, Muri und Laufenburg zu-
rück. Zudem sollen in zwei Hallen in
Frick künftig Ikea-Häuser für bis zu
300 Flüchtline aufgestellt werden.
Und bis Ende Monat müssen sämtli-
che regionalen Zivilschutzorganisati-
onen konkrete Pläne für den Fall vor-
legen, dass in kurzer Zeit sehr viele
Flüchtlinge untergebracht werden
müssen. Die ersten Rückmeldungen
dazu seien positiv, sagt Bruder, der
nicht von einer Notsituation spre-
chen will. «Derzeit befinden wir uns
in einer besonderen Lage, die eine
Ausschöpfung ordentlicher Mittel
verlangt, aber nicht in einer ausser-
ordentlichen Lage, die Notfallmass-
nahmen erfordert.» Selbstverständ-
lich seien Bund und Kantone gehal-
ten, Eventualplanungen durchzufüh-
ren, damit diese im Notfall umgesetzt
werden können. Bruder betont aber:
«Den Notfall planen, ist das eine, den
Notfall ausrufen, das andere.
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ereits im Jahr 2012 rief Luc
Humbel, Kirchenratspräsi-
dent der katholischen Lan-

deskirche Aargau, die Kirchge-
meinden dazu auf, die Unterbrin-
gung von Asylsuchenden in leer-
stehenden Gebäuden zu prüfen.
Nun wird die Flüchtlingssituation
wieder zum Thema. An der katho-
lischen Synode morgen Mittwoch
referiert Susanne Hochuli über die
aktuelle Situation. «Wir stehen
schon länger mit ihrem Departe-
ment in Kontakt, die Anfrage für
das Referat an Frau Hochuli kam
aber relativ kurzfristig zustande»,
sagt Marcel Notter, Generalsekre-
tär der katholischen Landeskirche
Aargau. Die Regierungsrätin wird
vor rund 150 Vertretern der Aar-

B gauer Kirchgemeinden sprechen.
«Das sind unsere lokalen Botschafter,
sie könnten auch etwas den Boden
bereiten für weitere Anfragen des
Kantons wegen Kirchengebäuden»,
erklärt Notter. Heute leben 16 Asyl-
suchende in einer Liegenschaft an
der Laurenzenvorstadt in Aarau.
«Neu wird in den nächsten Wochen
eine Frau mit einem Kind in eine
Wohnung im Verwaltungsgebäude
der Landeskirche in Aarau einzie-
hen», kündigt Notter an. Daneben
gebe es rund ein halbes Dutzend
weitere Angebote von lokalen Kirch-
gemeinden an den Kanton. «Die
meisten unserer Liegenschaften sind
allerdings gut genutzt, deshalb ste-
hen nicht viele weitere Plätze zur
Verfügung», hält Notter fest. (FH)

KATHOLISCHE SYNODE

Hochuli spricht vor Kirchenparlament

VON FABIAN HÄGLER

Aargau öffnet
keine Kasernen
für Flüchtlinge
Weil immer mehr Asylbewerber in die Schweiz kommen, fordert
Susanne Hochuli vom Bund, Kasernen der Armee als Unterkünfte
zu öffnen. Im Aargau selber ist dies allerdings nicht möglich –
auch nicht für die 306 Afghanen, welche dem Kanton allein
seit Anfang September zur Unterbringung zugeteilt wurden.

Die Ikea will im nächsten halben
Jahr Praktika für Flüchtlinge anbie-
ten. Und Nils Planzer, Verwaltungs-
ratspräsident des Dietiker Trans-
port- und Logistikunternehmens
Planzer, sagte in der az von gestern,
er könne sich «sehr gut vorstellen»,
den Bedarf an Arbeitskräften auch
mit Asylsuchenden zu decken. Wie
kommt die Idee bei Aargauer Unter-
nehmen an, die Waren transportie-
ren und grosse Lager führen?

Hans-Peter Dreier, CEO der inter-
national tätigen Dreier AG in Suhr,
steht ihr offen gegenüber. Er habe
sich auch schon gefragt: «Wieso ei-
gentlich nicht?» Natürlich dürfe man
damit keine Wirtschaftsflüchtlinge
fördern. «Aber wieso sollten wir ei-
nem Flüchtling, der in der Schweiz
bleiben darf, keine Chance geben?»
Der Chef des Logistikunternehmens
beantwortet seine Frage gleich
selbst: «Da spricht für mich nichts
dagegen. So könnten die Sozialwerke
der Gemeinden entlastet werden.»
Es gebe viele Leute, die eigentlich ar-
beiten könnten, aber nicht wollten.
«Statt uns mit solchen Bewerbern ab-
zumühen, nehmen wir lieber jeman-
den, der vielleicht nicht 100 Prozent
Schweizerdeutsch spricht, dafür aber
will und kann.» Gerade unter Chauf-
feuren und Lageristen sei man es

sich wegen der vielen Nationalitäten
im internationalen Transport ohne-
hin gewohnt, «sich teilweise mit Hän-
den und Füssen zu verständigen».
Die Sprache sei deshalb nicht immer
so wichtig. «Vielleicht gibt es in unse-
rer Branche dafür mehr Verständnis
als in anderen», hofft Dreier. Ein kon-
kretes Projekt, um Asylsuchende zu
beschäftigen, hat die Dreier AG nicht
geplant – vor allem, weil sich der Ar-
beitsmarkt «derzeit eher wieder ent-
spannt», wie der CEO erklärt. Er be-
halte die Idee aber auf jeden Fall im
Hinterkopf.

Handelskammer: «Nicht klug»
Ganz anderer Meinung als Dreier

ist Ulrich Giezendanner. Der Trans-
portunternehmer und SVP-National-
rat aus Rothrist sagte zu Tele M1:
«Solche Signale dürfen wir nicht ins
Ausland senden. Die Leute rufen
dann zu Hause an und erzählen, wie
gut sie es hier haben.» Auch der aar-
gauische Handelskammer-Präsident
Daniel Knecht zeigt sich skeptisch:
«Wir haben bereits heute teilweise

Probleme, Leute mit nicht so guten
Qualifikationen zu integrieren. Jetzt
einfach die Tür aufzumachen, wäre
nicht klug», sagte er zum Regional-
fernsehen.

Coop und Denner offen
Wie sieht es bei den Grossvertei-

lern aus, die im Aargau wichtige Lo-
gistikzentren betreiben? Denner
führt ein Zentrallager in Mägenwil.
Sprecher Thomas Kaderli sagt: «Der-
zeit kennt Denner kein derartiges
Programm.» Aktuell beschäftige
man aber allein in der Logistik Mit-
arbeitende aus mehr als 35 Natio-
nen. Kaderli: «Eine gültige Arbeits-
bewilligung wird vorausgesetzt. Bei
uns erhalten alle Bewerber die glei-
che Chance. Sollten Asylsuchende
über die nötigen Bewilligungen ver-
fügen, könnten sie sich nach dem
üblichen Vorgehen bewerben und
bei Bedarf und erforderlicher Quali-
fikation rekrutiert werden.»

Bei Coop mit seinem grossen Lo-
gistikzentrum in Schafisheim wer-
den «die meisten vakanten Stellen
mit unseren Grundbildungsabgän-
gern besetzt», wie Sprecher Urs Mei-
er erklärt. Die Wahl des geeigneten
Kandidaten für eine freie Stelle liege
in der Hoheit der einzelnen Ver-
kaufsregionen. «Es steht den Ver-
kaufsregionen frei, vorläufig Aufge-
nommene zu engagieren. Bewer-
bungen werden grundsätzlich
gleichwertig behandelt.» Massge-
bend sei die Erfüllung der jeweiligen
Anforderungen für die Funktion, et-
wa die entsprechende Sprachkom-
petenz bei Mitarbeitenden mit direk-
tem Kundenkontakt.

Mehrere Aargauer Transporteure
waren gestern nicht erreichbar –
oder wollten sich auf Anfrage expli-
zit nicht zum Thema äussern.

Asyl-Jobs: «Wieso nicht?»
Flüchtlinge Ikea und der
Transporteur Planzer wol-
len Asylsuchende beschäfti-
gen. Eine Umfrage bei Un-
ternehmen im Aargau zeigt:
Die Idee findet Akzeptanz,
hat aber auch klare Gegner.

VON MARIO FUCHS

Hans-Peter Dreier, CEO Dreier AG. ZVG
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